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KleineQuellenkunde

Der Fortschritt hat offen-
bar nicht nur das Wis-

sen verändert – sondern auch
die Definition von „seriös“.
Günter kann sich zum Bei-
spiel noch ausgesprochen gut
daran erinnern, was ihm zu
Schul- und Unizeiten stets
eingebläut wurde: „Wikipedia
ist keine vertrauenswürdige
Quelle“, wiederholten Eltern,
Lehrer und Professoren
fast mantraartig. Also suchte
Günter seine Quellen brav in
Büchern, Lexika und wissen-
schaftlichen Veröffentlichun-
gen.

Später wurde es einfacher.
Wenn Günter etwas wissen
wollte, bekam er einen ebenso
knappen wie hilfreichen Rat:
„Google ist dein Freund“, rie-
fen ihm Kollegen und Vorge-

setzte zu und hoben die Welt
der Wissensbeschaffung auf
eine neue Ebene. Heute
hingegen heißt es geradezu
lapidar: „Frag doch einfach
ChatGPT.“

Günter staunt: Ausgerech-
net jene Generation, die Wi-
kipedia nie für eine seriöse
Quelle hielt, vertraut nun
auf die allumfassende Kennt-
nis einer künstlichen Intelli-
genz. Weh dem, der da nicht
skeptisch wird. Günter jeden-
falls bleibt vorsichtig. Wenn er
schon ChatGPT fragt,
dann googelt er anschließend
die Antwort, verifiziert sie
beiWikipedianach–undsucht
anschließend noch eine seriö-
se Quelle in alten Wälzern. Si-
cher ist sicher, findet

Ihr Günter

Guten Morgen,gen,

Gütersloh

Motorradfahrerin und
Sozia bei Unfall verletzt

Ein Autofahrer hat das Zweirad beim
Spurwechsel offenbar übersehen.

Gütersloh. Bei einem Ver-
kehrsunfall auf dem Franz-
Birkhan-Ring sind am Mon-
tagabend eine Motorradfahre-
rin und ihre Sozia verletzt wor-
den. Die 18-jährige Beifahre-
rin erlitt dabei schwere Ver-
letzungen.

Nach Angaben der Polizei
war die 18-jährige Motorrad-
fahrerin aus Rheda-Wieden-
brück gegen 19.10 Uhr ge-
meinsam mit ihrer gleichaltri-
gen Sozia auf dem Franz-Birk-
han-Ring in Richtung Biele-
feld unterwegs. Kurz vor der
Kreuzung mit der Goethestra-
ße wechselte ein 36-jähriger
VW-Fahrer von der linken auf
die rechte Fahrspur. Dabei
übersah er offenbar das Mo-
torrad. Es kam zum Zusam-

menstoß. Die 18-Jährige ver-
lor daraufhin die Kontrolle
über ihr Zweirad und prallte
auf der rechten Seite gegen
einen Renault, der auf der
Goethestraße verkehrsbedingt
wartete.

Die Motorradfahrerin wur-
de leicht verletzt, ihre Sozia er-
litt schwere Verletzungen. Bei-
de wurden vom Rettungs-
dienst in umliegende Kran-
kenhäuser gebracht. Während
die Fahrerin ambulant behan-
delt wurde, musste ihre Sozia
stationär aufgenommen wer-
den.

Der Fahrer des VW und der
Renault-Fahrer blieben unver-
letzt. Die Polizei beziffert den
entstandenenSachschadenmit
etwa 8.000 Euro.

Kiosk-Öffnung am Sonntag findet keineMehrheit
Die meisten Fraktion erkennen keinen Bedarf für eine Ausnahmegenehmigung,

der Ordnungsdezernent auch keine rechtliche Grundlage.
Matthias Gans

Gütersloh. Eine sonntägliche
Kiosk-Öffnung stößt weder in
der Gütersloher Politik noch
bei der Verwaltung auf Gegen-
liebe. Zwar wurde ein ent-
sprechender Bürgerantrag so-
wie ein daraufhin eingegange-
ner Gegenantrag eines Bür-
gers im Hauptausschuss am
Montag zur weiteren Behand-
lung an die Verwaltung ver-
wiesen. Doch dieMehrheit der
Fraktion wie auch Güterslohs
Dezernent für Ordnung,
Heinz-Dieter Wette, konnten
dem Ansinnen wenig abge-
winnen.

Die CDU hätte den Antrag
am liebsten sofort abgelehnt,
wie Co-Fraktionssprecher Da-
nielHelmig erläuterte. Für die-
se Öffnung sehe seine Frak-
tion keinen Bedarf, insbeson-
dere nicht im Innenstadtbe-
reich. Eher sorge eine Sonn-
tagsöffnung für noch mehr
Probleme in der Innenstadt.

Der Fraktion lägen Berich-
te von Bürgerinnen und Bür-
gern vor, die besagten, dass ge-

rade die Kioskszene in Gü-
tersloh beobachtenswert wä-
re, weil dort Minderjährigen
Produkte angeboten würden,
die sie gar nicht besitzen dürf-
ten.

Für Can Erdal (Grüne) lie-
gen die Dinge ganz einfach:
„Das Ladenöffnungsgesetz in
NRW besagt: Wenn es ein be-
grenztes Angebot gibt, das sich
aufGetränke,Tabakwarenund
Ähnliches beschränkt, und
eineSchanklizenzvorliegt,darf

ein Kiosk für bis zu fünf Stun-
den am Sonntag geöffnet wer-
den. Ich sehe keinen Grund,
warum man nicht nach lan-
desgesetzlichen Vorgaben ver-
fahren sollte.“

Auch in anderen Städten
werde so verfahren. Dort kon-
trolliere auch das Ordnungs-
amt etwaige Verstöße gegen
das Jugendschutzgesetz. Ein
Kiosk wie der gegenüber dem
Rathaus, der auch Shisha-Pfei-
fen und Ähnliches anbiete,

dürfe, soCanErdal, dannnicht
öffnen, weil das Sortiment zu
groß für eine Ausnahmege-
nehmigung sei. „Wenn es aber
einen trinkhallenähnlichen
Betrieb wie an jedem Mini-
golfplatz gibt, dann ist das für
eine gewisse Zeit gesetzlich er-
laubt.“

„Sechs Tage in der
Woche reichen, um
seinen Bedarf zu
decken“

Auch Volker Richter (SPD)
sah keine Notwendigkeit, zu-
sätzlicheÖffnungszeiten zu er-
lauben und hatte dabei auch
den Schutz der Mitarbeiter im
Blick. „Sechs Tage in der Wo-
che reichen, um seinen Be-
darf zu decken, wenn man mit
einer gewissen Planung dar-
angeht.“ Ansonsten könne
man immer noch auf Tank-
stellen ausweichen.

Florian Baumann (Linke)
sagte, dass er die Argumente
von CDU und SPD nachvoll-
ziehen, aber auch die Begrün-

dung von Can Erdal. Die Frak-
tion habe das Thema sehr kri-
tisch in der Fraktion disku-
tiert, sei aber noch zu keinem
Ergebnis gekommen.Er schlug
eine Vertagung in einen an-
deren Ausschuss vor. Torsten
Drescher (AfD) erinnerte an
die jüngsten Lachgasvorfälle in
dem Bereich sowie die Pro-
blematik mit E-Zigaretten,
auch konnte er keinen Bedarf
und keine Relevanz für eine
Sonntagsöffnung.

Ordnungsdezernent Heinz-
Dieter Wette sah das Thema
unter ordnungspolitischen
Gesichtspunkten und außer-
halb der politischen Kontrol-
le. Seine Einschätzung indes
spiegelte die Ansichten aus der
Politik. „Ich sehe keineRechts-
grundlage für eineÖffnungder
Kioske gerade im Bereich des
Rathauses. Verweisen Sie den
Antrag an uns, wir werden
dann zu einer entsprechen-
den Entscheidung kommen.“
SPD, Grüne, Linke, BfGT und
FDP stimmten für die Ver-
weisung an die Verwaltung,
CDU und AfD dagegen.

Dieser Kiosk dürfte schon alleine wegen der Breite seines Sorti-
ments sonntags nicht öffnen. Foto: Ludger Osterkamp

„Politisch ist das gelaufen“
Die Mehrheit der Fraktionen unterstützt den Widerspruch der Bewohner gegen das

30 Meter hohe Hochregallager von Hörmann. Die Stadt bleibt bei ihrer Linie.

Matthias Gans

Gütersloh. Mehrheitlich ha-
ben die Fraktionen am Mon-
tag im Hauptausschuss die
Einwendung und den Wider-
spruch von Anwohnern gegen
ein geplantes 30 Meter hohes
Hochregallager von Hör-
mann in Avenwedde unter-
stützt. Doch Baudezernent Al-
brecht Pförtner machte klar,
dass die Verwaltung bei ihrem
Planungsweg bleibt. „Poli-
tisch ist die Sache gelaufen.“

Andreas Heine (CDU) be-
richtete, dass er sich beim
Feuerwehrfest in Avenwedde
am Wochenende Klagen über
die Pläne hätte anhören müs-
sen. Er habe auch am Mon-
tagmittag das Areal selbst in
Augenschein genommen.
„Das ganze Hochregallager
rückt schon sehr nah an die
Wohnbebauung heran“, so
seine Einschätzung. Er for-
derte, den Antrag in den Pla-
nungsausschuss zu verwei-
sen, um das Thema noch ein-
mal „inhaltlich etwas disku-
tieren zu können“.

Heine kritisierte auch, dass
die Bürger nicht in befriedi-
gender Weise informiert wor-
den seien. Auch die Treffen
mit dem Unternehmen Hör-
mann hätten nur einen klei-
nen Kreis erreicht. Betroffen
seien aber doch relativ viele
Anwohner. Er könne die Ver-
ärgerung der Anwohner gut
verstehen. Er schlug einen
Vor-Ort-Besuch durch Bür-
germeister Matthias Trepper
vor.

Florian Baumann (Linke)
schloss sich der Einwendung
ebenso an wie Sabine Holl-
mann (SPD) und Gitte Trost-
mann (Grüne). Trostmann
brachte dazu das Thema Be-
grünung auf und machte den
Vorschlag, dass sich die Mit-
glieder des Ausschusses für
Planung, Bauen und Immo-
bilien (APBI) die Lage vor Ort
anschauen sollten.

„Sie haben im Rat
zwei Bebauungspläne
rechtskräftig
beschlossen“

Die ausführliche Antwort
von Albrecht Pförtner wirkte
wieeineLektioninSachenVer-
waltungsarbeit und kommu-

nalpolitische Verantwortung.
„WieentstehenBebauungsplä-
ne, die Sie imRat der Stadt Gü-
tersloh beschließen?“, stellte
der Baudezernent eine Frage
voran.

„Es gibt Aufstellungsbe-
schlüsse, es gibt Bürgerbeteili-
gung, bei der jeder seine Mei-
nung abgeben kann. Es gibt
Fachgutachten. Und dann
unterbreitet Ihnen die Ver-
waltung einen Satzungsbe-
schluss.“ So sei es auch im vor-
liegenden Fall gewesen.

„Sie haben im Rat zwei Be-
bauungsplänerechtskräftigbe-
schlossen, die dort Gewerbe
ausweisen.“ Diese Bebauungs-
pläne seien die Grundlage der
Verwaltung für die untere
staatliche Bauaufsichtsbehör-
de. Die Behörde entziehe sich
aber der politischen Einfluss-
nahme des Rates.

Man könne nicht-öffent-
lich im APBI über alles Mög-
liche sprechen und alles noch
einmal herleiten, so Pförtner.
„Aber die politische Einfluss-
nahme ist erfolgt über den Be-
schluss der beiden Bebauungs-
pläne. Auf diesen baut unsere
Bauordnung nach den Bauge-
setzen eineGenehmigungoder

Versagung auf. In diesem Fall
einen Vorbescheid. Das heißt:
Politisch, im Sinne von Be-
scheid, ist die Sache gelau-
fen.“

DieVerwaltungsteheselbst-
verständlich im Austausch mit
dem Unternehmen, was Be-
grünung und Gestaltungsfra-
gen angehe. Auch seien alle di-
rekt betroffenen Bürger von
der Stadt angeschrieben und
informiert worden. „Das hät-
ten wir wegen rechtskräftiger
Bebauungspläne nicht mehr
machen müssen. Haben wir
aber gemacht.“

Pförtner betonte zum
Schluss: „Wir wollen Gewer-
be in dieser Stadt. Vor allem
auf Flächen, die als Gewerbe-
flächen bereits ausgewiesen
sind. Wir wollen ein verlässli-
cher Partner der Wirtschaft in
dieser Stadt sein. Natürlich
unter Berücksichtigung der
Belange derNachbarn.“ In die-
sem Fall sei die Berücksichti-
gung über die Abwägung in
den beiden Bebauungsplänen
aber bereits erfolgt.

Daniel Helmig (CDU) ge-
stand Pförtner zu, den Sach-
verhalt fachlich korrekt wie-
dergegeben zu haben. „Trotz

unseres politisch begrenzten
Einflusses haben wir als Poli-
tik aber auch die Aufgabe, ein
Teil der Kommunikation zwi-
schen Bürger und Verwaltung
zu sein.“

Deswegen sei es richtig, dass
der Bürgermeister und Ver-
treter des APBI vor Ort Prä-
senz zeigten und die Verwal-
tung den Austausch mit dem
Unternehmen suchten, „da-
mit wir möglichst verträglich
im gegenseitigen Einverneh-
men gutes und fortschrittli-
ches Gewerbe gestalten kön-
nen.“

„Sobald Bürgerprotest
laut wird, geraten Teile
der Politik in
Schieflage“

Jürgen Behnke (BfGT)
machte den Vorschlag, dass
Hörmann bei der farblichen
Gestaltung des Gebäudes auf
das starke Blau und Orange
verzichtet, denndaswürdewie
ein Fremdkörper wirken. Er
nannte als Vorbild die gro-
ßen Miele-Gebäude, deren
Farben sich viel besser in die
Landschaft einpassten.

Claudio Flocke (FDP) äu-
ßerte sich nicht im Ausschuss
direkt, sondern erklärte sich
imAnschluss. Aus seiner Sicht
habe sich im Hauptausschuss
ein Muster offenbart, das
Kommunalpolitik zuneh-
mend lähme: „Sobald Bürger-
protest laut wird, geraten Tei-
le der Politik in Schieflage –
und Entscheidungen, die zu-
vor sorgfältig getroffen wur-
den, werden plötzlich wieder
infrage gestellt.“ Das Verfah-
ren sei geordnet, transparent
und abgeschlossen. Und den-
noch entstehe der Eindruck,
Politik müsse nun noch ein-
mal drüber schauen, „nur weil
20 bis 30 weiter entfernt woh-
nende Bürger laut auftreten“,
so Flocke. „Das ist kein Aus-
druck von Bürgernähe – es ist
ein Ausdruck von Unsicher-
heit.“

Der Ausschuss verständig-
te sich einstimmig darauf, die
Einwendung an die Verwal-
tung zu verweisen. Am gest-
rigen Dienstag erläuterte Al-
brecht Pförtner Details der
Planung im nichtöffentlichen
Teil. Zudem soll es einen Vor-
Ort-Termin für den APBI mit
Bürgermeister geben.

Ganz schön blau: Das neue Hochregallager von Hörmann am Sitz des Unternehmens an der Gütersloher Straße in Steinhagen-Brockha-
gen. Foto: Frank Jasper

Pro-Kopf-Schulden
gewaltig gestiegen

Stadt gibt Überblick über ihr Kreditportfolio.
Ludger Osterkamp

Gütersloh. Der Schulden-
stand der Stadt Gütersloh ist
erneut stark gestiegen. Im
Schuldenbericht, den die Ver-
waltung einmal jährlich vor-
zulegen hat, weist die Stadt-
kasse zum Stichtag 30. Juni ein
Minus von 232Millionen Euro
auf, 50 mehr als im Jahr zu-
vor. Trost: Immerhin enthält
das Portfolio keinen Liquidi-
tätskredit mehr (den hat die
Stadt inzwischen an die Pri-
vatbank zurück gezahlt), son-
dern ausschließlich Investi-
tionskredite.

Sämtliche Kredite, so Käm-
merer Heinz-Dieter Wette,
sind durch Derivate mit fes-
ten Zinsen vereinbart, inso-
fern gegen Schwankungen ge-
sichert. Aktuell liege der
Durchschnitts-Zinssatz bei
3,16 Prozent (Vorjahr: 3,05
Prozent). Fast das gesamte
Kreditportfolio (98 Prozent)
sei noch mindestens fünf Jah-
re zinsgebunden. 42 Kredite
habe die Stadt aktuell am Lau-
fen.

Gestiegen ist der Schulden-
stand,weil die Stadt in demBe-
richtsjahr drei Investitionskre-
dite von insgesamt 100 Mil-
lionen Euro aufnahm. Zehn
Millionen Euro tilgte sie, 40
Millionen entfallen auf die
Rückzahlung des Liquiditäts-
kredites. Im übrigen steht die

Stadt ziemlich exakt zur Hälf-
te bei öffentlichen Kreditin-
stituten (NRW.Bank, KfW,
Landesbanken, Sparkassen)
und zur anderenHälfte bei an-
deren privatrechtlichen Ban-
ken in der Kreide.

Die Pro-Kopf-Verschul-
dung (Stichtag 31. Dezember
2025) lag bei 2.276 Euro. In-
nerhalb eines Jahres sei sie da-
mit um 80,5 Prozent gestie-
gen. Gütersloh nähere sich da-
mit dem Durchschnitt ande-
rer Städte vergleichbarer Grö-
ße an, so Kämmerer Wette.
Landesweit lag die Pro-Kopf-
Verschuldung etwa 500 Euro
höher.

Bis 2029 sind
Kreditaufnahmen von
193 Millionen Euro
vorgesehen

In den nächsten Jahrenwird
Gütersloh weitere „frische“
Schulden machen, so Wette.
Aktuell seien für die Jahre 2026
bis 2029Kreditaufnahmenvon
193 Millionen Euro vorgese-
hen, um damit die geplanten
Investitionen finanzieren zu
können. Ob es tatsächlich da-
zu komme, hänge folglich da-
von ab, in welchem Umfang
in der Lage sein werde, diese
Vorhaben auch umzusetzen.
In der Vergangenheit wurden
viele oft aufgeschoben.

Behnke
Hervorheben


